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Damit Kinder umfassend und in allen Bereichen ihres
Lebens optimale Lebenschancen von Anfang an
haben, ist  es uns ein wicht iges Anl iegen, dass Famil ien
in der Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die Bil-
dung und Erziehung ihrer Kinder gestärkt werden. Wir
haben uns als Koalit ion deshalb darauf verständigt, die
Eltern- und Famil ienbildung breitenwirksam und nach-
halt ig zu fördern. Wir wol len al le Famil ien, nicht nur die
Problemfamil ien, so früh wie moglich mit bedarfsge-
rechten Angeboten bei der Ausbildung ihrer Erzie-
hungsverantwortung unterstützen. Kinder und Famil ien
sollen sich bestmöglich entfalten konnen. Deshalb wol-
len wir Kinder- und Familienstützpunkte schaffen und
weiterhin landesweit Modellprojekte mit niedrigschwel-
l igen Angeboten fördern. Auf diese Weise wollen wir die
Elternkompetenz in den Famil ien stärken.

lch möchte noch auf zwei Punkte eingeheh, die in den
Beiträgen der Vorrednerinnen angemahnt wurden. Kin-
der brauchen Rechte, sie haben keine Rechte. Es fehlt
der Stellenwert in der Gesellschaft, wurde gesagt. lch
freue mich, dass wir heute Nachmittag auch einem An-
trag zur Einrichtung einer Kinderkommission zustim-
men werden. lch freue mich, dass es sich hierbei über
einen parteiübergreifenden Antrag handelt.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Lange hat
es gedauert, Frau Meyer!)

Es hat gedauert, aber jetzt ist es soweit. lch glaube,
man muss sich über die Dinge freuen, die tatsächlich
durchgeführt werden können.

(Lebhafter Beifal l  bei der FDP und Abgeordneten
der CSU)

Heute Morgen wurde auch ein ganz wichtiger Punkt
immer wieder genannt,  für den ich schon seit  v ielen,
vielen Jahren, seit 1990, im Kreistag gekämpft habe.
Man muss endl ich zur Kenntnis nehmen, dass Invest i-
t ionen in Kinder und Jugendl iche auch Kosten sparen
können. Prävention, jede Prävention, ist gunstiger und
besser als jede Reparatur, die hinterher erfolgen muss.

(Lebhafter Beifal l  bei der FDP - Renate Wil l  (FDP):
So ist  es!)

Wenn Kinder und Famil ienfreundl ichkeit  als Wert und
als Einstellung im Bewusstsein einer Gesellschaft fest
verankert sind, dann braucht man um die Zukunft einer
solchen Gesellschaft keine Sorge zu haben. Wie so
viele Dinge im Leben beginnen auch gesellschaftl iche
Rahmenbedingungen für Famil ien in den Köpfen der
Menschen. Daran werden wir arbeiten.

(Anhaltender Beifal l  bei  der FDP und der CSU
Karl  Frel ler (CSU): Gute Rede!)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Als nächster
Rednerin darf ich für die SPD-Fraktion das Wort Frau
Diana Stachowitz geben.

Diana $tachowitz (SPD): Herr Präsident,  Kol leginnen
und Kollegen! Sie, Frau Haderthauer, haben Artikel 125
unserer Bayerischen Verfassung zit iert. Sie haben die
ersten zwei Sätze vorgelesen, der letzte Satz ist aber
ebenso entscheidend: "Jede Mutter hat Anspruch auf
den Schutz und die Fürsorge des Staates". Der Sozial-
bericht, der auch Grundlage für lhre Regierungserklä-
rung ist, zeigt uns aber anderes auf: Kinder sind auch
in Bayern das höchste Armutsrisiko. Dafur sollten wir
uns schämen.

(Beifal l  bei  der SPD)

Das ist eine verfehlte Polit ik über zehn Jahre. Hätten
wir den Sozialbericht eher bekommen, dann hätten wir
auch eher die Grundlage gehabt, um wirkl ich Verände-
rungen vorzunehmen. Eine ganze Generation von Kin-
dern musste deshalb leiden.

Das wird auch aus den Zahlen der Alleinerziehenden
deutl ich. 16,7 o/o der Alleinerziehenden, so der Sozial-
bericht, müssen mit weniger als 900 Euro im Monat
auskommen. Das ist fast nicht machbar. Wir haben vor-
hin schon von Frau Kollegin Ackermann gehört: Allein-
erziehende sind zweieinhalb Mal mehr von Armut
betroffen. Das ist wirklich überhaupt nicht mehr tragbar,
zumal, wenn wir die Frauen und die Mütter unterstützen
wollen, wie die Verfassung uns das vorgibt.

(Beifal l  bei  SPD)

Über 158.000 Kinder sind von Armut betroffen. Jedes
Kind davon ist ein Kind zuviel. Sie sagen, die Steuer-
befreiung würde helfen. Die meisten alleinerziehenden
Frauen und die meisten Famil ien mit mehreren Kindern
- das zeigt der Armutsbericht - haben ein Einkommen
im Niedriglohnsektor. Sie zahlen gar keine Steuern
mehr. Da gäbe es auf jeden Fall Potenzial.

Zum Landeseziehungsgeld. Sie mussten schon al le
Einkommensgrenzen anheben, damit überhaupt noch
22,1 % der Eltern das Landeserziehungsgeld in An-
spruch nehmen können . 1997 waren es noch 69 %. Sie
sehen, dass sich die Famil ienmodel le in den vergan-
genen Jahren verändert haben. Sie haben aber keine
Antwort darauf, außer der, das Landeserziehungsgeld
zu senken, sodass die Kosten für einen Kindergarten
höher sind als der Betrag, den die Eltern aus dem Lan-
deserziehungsgeld bekommen. Die Forderung der
SPD lautet daher: Die Kinderkrippe und der Kindergar-
ten müssen kostenlos sein. Von der Kinderkrippe bis
zur Uni muss die Bi ldung kostenlos sein. Das ist  eine
essentiel le Forderung. Das bedeutet eine Barentla-
stung für die Famil ien.
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(Beifal l  bei  der SPD)

Sie sagen, das Elterngeld sei ein Erfolgsmodell. Frau
Haderthauer, das Elterngeld ist eine ldee der SPD ge-
wesen. Renate Schmidt hat diese ldee gehabt.

(Beifal l  bei  der SPD)

Die CSU meinte damals, dies sei ein Wickelvolontariat.
Das sind die Wahrheiten. Frau Haderthauer ist aber
immer so geschickt,  dass sie die ldeen der SPD besser
verkaufen kann. Hätten Sie in den letzten zehn Jahren
unsere ldeen aufgenommen, wären wir schon wesent-
l ich weiter.

(Beifal l  bei  der SPD)

Sie sagen zu Recht, eine weitere wichtige Säule sei die
Elternkompetenz. Da gebe ich lhnen komplett recht. lch
würde mir wünschen, dass diese Aussage auch im
Haushalt abgebildet wäre. Ich möchte nur ein Beispiel
enruähnen, die Müttertreffs. Familienzentren sind in
Bayern noch schwerer zu f inden. Wir haben in Bayern
81 Müttertreffs. Davon sind 47 in Oberbayern und zwei
in Niederbayern. Erklären Sie mir doch einmal,  wie Sie
das Netz für Famil ien über Bayern spannen wollen,
wenn wir solche Löcher habeh, wenn die Elternkompe-
tenz nur in einigen Zentren unterstützt wird. lch fordere
Sie auf, ein N etz zu spannen, in dem sich alle Eltern in
Bayern sicher fühlen und in dem ihre Elternkompetenz
unterstützt wird.

(Beifal l  bei  der SPD)

Auch hierzu möchte ich auf die Finanzen hinweisen.
Gute 720.000 Euro haben Sie für die Müttertreffs ein-
gestellt .  Das sind pro Müttertreff 9.000 Euro im Jahr.
Damit kann ich die Elternkompetenz nicht besonders
unterstützen. Damit nütze ich nur die Mütter in ihrer eh-
renamtlichen Tätigkeit aus. Das ist keine Unterstützung
der Famil ien und der Kompetenz von Eltern. Das ist
Missbrauch. Hier muss vernünftig investiert werden,
damit die Eltern überall einen Ort f inden, an dem ihre
Elternkompetenz gestärkt wird. Nur dann sind die Fa-
mil ien sicher.

(Beifal l  bei  der SPD)

Zu den Migranten. Sie stell ten heraus, dass die Inte-
gration gelungen sei, weil Sie im Bayerischen Kinder-
bildungs- und -betreuungsgesetz einen entsprechen-
den Faktor eingefügt haben. Das kann aber nicht
funktioniert haben. 10 ,B o/o der Migranten haben keinen
Schulabschluss. Frau Haderthauer, dafür sollten Sie
sich schämen. Sie können nicht von gelungener Inte-
gration sprechefl, zumal wir wissen, dass das auch
zehn Mal mehr Kinder sind als die, die keinen Migrat i -
onshintergrund haben.

lch nenne lhnen gerne auch noch eine Zahl, die deutl ich
macht, dass die Integration nicht funktioniert und dass
wir die Vererbung von Bildungsarmut nicht verhindern
und aufhalten können. In München sind 42o/o der Emp-
fänger von Leistungen nach Hartz lV Eltern mit Migra-
tionshintergrund. Diese Zahl macht deutl ich, dass
deren Kinder hier immer noch keine Chance haben und
dass die Bildungsgerechtigkeit immer noch weit ent-
fernt ist. Einer der entscheidenden Schlüssel wäre es
deshalb, die ganze Kinderbildung kostenlos für jeden
zur Verfügung zu stellen. Dann wären wir nicht mehr
gezwungen, die Kinder einfach nach unten abzuschie-
ben, sodass sie in Armut leben müssen.

Sie haben von der engen Vernetzung zwischen der
Kinder- und Jugendhi l fe und der Schule gesprochen.
lch gebe lhnen recht.  lch kann lhnen ein gutes Beispiel
nennen. In Munchen haben wir die innovative Projekt-
schule, an der die Erzieherinnen aus dem Tagesheim
mit der Grundschul lehrer in zusammenarbeiten. Wir
haben dort die besten Ergebnisse. Sie haben die Chan-
ce, dieses Model l  auszubauen. Sie haben jedoch ein
Bil l igmodell gewählt. Die drei Modellprojekte sind er-
halten geblieben. Nichts weiter ist passiert. Frau Ha-
derthauer, ewige Modelle können nicht wirkl ich eine
Struktur verändern.

(Beifal l  bei der SPD)

lch nenne lhnen noch ein ganz schl immes Beispiel .
Herr Spaenle schl ießt Schüler von der Schule aus, die
dann ins Nichts fal len. Nicht einmal die Kinder- und Ju-
gendhilfe wird davon informiert. Auf meine Anfrage hieß
es nur, man könne nicht sagen, wie viele Kinder aus-
geschlossen worden sind. Frau Haderthauer, Sie
haben hier ein breites Feld, auf dem Sie sofort Rege-
lungen er lassen können. Fangen Sie nicht wieder damit
är,  auf kommunale Zuständigkeiten und Landeszu-
ständigkeiten zu verweisen. Die Famil ien wollen diese
Geldschieberei  nicht.  Die Famil ien wol len eine sichere
Unterstützung in ihrer Bildungskompetenz. Die Kinder
brauchen diese Unterstützung auch.

(Beifal l  bei  der SPD)

Zum Schluss möchte ich deutl ich darauf hinweisen,
dass Sie seit zehn Jahren von der Landtagsfraktion der
SPD immer wieder Konzepte bekommen. Der Sozial-
bericht bestätigt uns. Seit zehn Jahren stellen wir For-
derungen auf, die richtig sind, die Sie aber nicht erfül l t
haben. Deswegen sind die Lücken so groß. Das Geld
ist  da. Bi ldung muss von der Krippe bis zur Universi tät
kostenlos sein. Nur dann werden die Kinder für uns ein
Reichtum sein. Sie werden dann nicht mehr arm sein.
Daher fordere ich Sie auf, nicht in ewigen Modellpro-
jekten zu verharren. Davon haben wir genügend. Wir
brauchen wirkl iche strukturelle Veränderungen und
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zwar nicht nur in Oberbayern, sondern f lächendeckend
in ganz Bayern.

(Beifal l  bei  der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: AIs Nächstem
darf ich für die CsU-Fraktion Herrn Hermann lmhof das
Wort erteilen.

Hermann lmhof (CSU): Herr Präsident,  l iebe Kol le-
ginnen und Kol legen! Bei al lem Verständnis für die von
lhnen aufgeführten Defizite und für lhre Forderungen,
die Sie im parlamentarischen Prozess selbstverständ-
l ich einbr ingen dürfen, gibt  es auch viele Gemeinsam-
keiten, von denen heute aber nicht in so großem
Umfang die Rede war. Vieles in der Famil ienpol i t ik ge-
schieht in Bayern im Einvernehmen.

lch mochte aber ein paar Punkte aufführen, in denen
wir uns unterscheiden. Natürl ich Frau Werner-Mug-
gendorfer, Sie haben es am Anfang enruähnt - spielen
für uns Ehe und Famil ie und elterl iche Erziehung eine
zentrale Rolle. Sie haben eine zentrale Bedeutung. Das
bleibt auch so. In unserem Staat leisten die Famil ien zu
B0 bis 85 % immer noch die ganz entscheidende Arbeit
damit  die Kinder gut und gesund in unserer Gesel l l
schaft aufwachsen können. Denken Sie an die vielen
Sozialkompetenzen. Denken Sie an die Frage von Ver-
antwortung und Toleranzbereitschaft. Denken Sie an
die Frage von Solidarität und Mitgefühl, aber auch an
die Frage von Leistungsbereitschaft. Da sind die Fami-
f ien - zu denen rechne ich ausdrücklich auch alleiner-
ziehende Väter und Mütter, damit es nicht wieder ein
Missverständnis gibt - nicht ersetzbar. Sie sind durch
keine staatliche Institution zu ersetzen

Subsidiär ist aber auch die Vielfalt an erzieherischen
Hilfsangeboten in diesem Land enorm wichtig. Sie ken-
nen sie alle. lch muss sie nicht aufzählen. Diese Ange-
bote sind ergänzende Angebote. Sie bereichern, sie
sind leider aber auch immer häufiger existenziell  abso-
lut notwendig , zum Beispiel für Problemfamil ien, aber
auch für eine normale Famil ie mit  einem Kind. Für Kin-
der ist es eine Bereicherung, wenn sie in Institutionen
durch Erzieherinnen individuell gefördert werden, wenn
ihre Neugierde, ihre Bereitschaft und ihr Elan gefördert
werden. Es geht nicht nur um den reinen formalen Bi l -
dungsaspekt. Die Kinder müssen auch soziale Kreati-
vität entfalten können. Das schadet ihnen nicht, son-
dern es bereichert sie und ihre Eltern in ungemeiner
Weise.

Für unsere Fraktion ist Famil ienpolit ik eindeutig von fol-
genden Prämissen gekennzeichnet: Was muss imZen-
trum einer Famil ienpol i t ik steheh, die den Namen
wirkl ich verdient? - Die Bedingungen, die Eltern, Mütter
und Väter, durch ihre Entscheidungen vorgebeh, müs-
sen respektiert werdeh, und zwar in vollem Umfang. Wir

wissen, dass sich diese Bedingungen im Laufe der
Jahre verändern. Es gab gesellschaftl iche Veränderun-
gen, und oft genug wird die Polit ik damit konfrontiert,
dass sie, an der Realität gemessen, Nachholbedarf hat.
Diesen Nachholbedarf gibt es immer wieder. Trotzdem
können wir nicht für die Famil ien vordenken, sondern
wir müssen sie mitnehmen.

In besonderer Weise gilt  das für Teilhabe und Chan-
cengerechtigkeit für Kinder und Jugendliche in dem
Sinne, dass niemand in dieser Gesellschaft verloren
geht. Präventive Maßnahmen - das wissen wir aus vie-
len schlauen Reden wirken nachweisl ich nachhalt ig
und verhindern später teure rehabil i tative Maßnahmen.

Die Entscheidungen von Eltern gilt  es zu respektieren
und aufzunehmen. Da hat die Politik wed er zu bevor-
munden noch sich in rechthaberischer Weise einzumi-
schen. Daraus das ist der Unterschied in der Polit ik
der verschiedenen Parteien ergibt sich die echte
Wahlfreiheit. Denn echte Wahlfreiheit bedeutet für die
Eltern, dass sie entscheiden, wie sie ihre Kinder erzie-
hen. Das heißt - ich fange jetzt von hinten an -, wenn
jemand sagt, ich möchte nicht nur deswegen, weil ich
gut ausgebildet bin, sondern auch deswegen, weil ich
entsprechend motiviert bin, ganztags oder in Teilzeit
berufstätig sein, dann müssen wir ein bedarfsgerechtes
Angebot unterbreiten. Frau Ackermann, weil Sie es vor-
hin angesprochen haben: Mit Riesenschritten in Sie-
benmeilenstiefeln gehen wir dieser Forderung nach
und bauen die Kinderbetreuung aus, und zwar jeden
erforderlichen Platz in der kleinsten Gemeinde Bay-
erns. Wenn der Bedarf signalisiert wird, wird der Staat
ihn aufnehmen und den Ausbau fördern.

(Beifal l  bei  der CSU)

Ebenso zählt aber auch eine andere Entscheidung.
Wenn Eltern sich dafür entscheiden, ihre Kinder zn
Hause zu erziehen oder nur zeitweise in Institutionen
zu geben, dann haben sie das Recht, vom Staat Un-
terstützung zu erhalten. Hier gi l t  für mich der Maßstab
des Landeserziehungsgeldes. Das Landeserziehungs-
geld hilf t  in verstärktem Maße und muss - Frau Kollegin
Meyer, da haben Sie recht - bedarfsgerecht weiterent-
wickelt werden. In den letzten Jahren hat es weit mehr
Bedeutung bekommen. Sehen Sie sich nur die Einkom-
mensgrenzen von vor fünf Jahren und die Einkom-
mensgrenzen heute an. Sie sehen, viel  mehr Famil ien
haben einen Anspruch. Das geht weiter bis zum Be-
treuungsgeld. Sie haben das Elterngeld genannt.  In
diesem Fal l  möchte ich den Ruhm gern tei len. Uns
bricht kein Zacken aus der Krone, wenn wir sagen, Re-
nate Schmidt war in diesem Punkt höchst motiviert und
engagiert.

(Diana Stachowttz (SPD): Na wunderbar!)


